Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V1/66 und Amt 61 Tiefbauamt 66/113/2022

Ortsumgehung Eltersdorf; Prasentation der Ergebnisse der Neukartierung und
Prafung Umstufung

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Bauaussghuss / Werkaqsschuss fur 10.05.2022 O Gutachten zur Kenntnis genommen
den Entwasserungsbetrieb

rL;rtnweIt-, Verkehrs- und Planungsbei- 7 45 5055 ¢ Empfehlung einstimmig angenommen
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus- ;7 s 5055 ¢ Beschluss einstimmig angenommen

schuss / Werkausschuss EB77

Beteiligte Dienststellen
StBA Nurnberg, Amt 31, Ortsbeirat Eltersdorf, OBR Tennenlohe, StBR Am Anger/Bruck

I. Antrag
Die Ergebnisse der Neukartierung werden zur Kenntnis genommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Bauamt Nuirnberg und der
Regierung von Mittelfranken ein Umstufungskonzept zur Abstufung der Ortsdurchfahrt Eltersdorf
und Anpassung des vorhandenen Staatsstralien Netzes in diesem Bereich auszuarbeiten.

Das abgestimmte Konzept wird vor der Beantragung der Umstufung erneut zur Beschlussfassung
vorgelegt.

Die Verwaltung wird weiterhin beauftragt, die von einer méglichen Umstufung unabhéngigen ver-
kehrsberuhigenden MalRhahmen vorzubereiten und die sich aus einer méglichen Abstufung der
bisherigen StaatsstralRen Ortsdurchfahrt ergebenden zusatzlichen Moglichkeiten weiter zu unter-
suchen.

[I. Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Aus den Ergebnissen der Neukartierung hat sich ergeben, dass die Antragstrasse aus dem
Planfeststellungsverfahren auf Grund der stark veranderten Rahmenbedingungen kaum eine
Realisierungschance besitzt. Um die Planungsziele dennoch soweit als mdglich zu erreichen,
ergeben sich grundsatzlich drei alternative Herangehensweisen fur das weitere Vorgehen bei
der Ortsumgehung Eltersdorf.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Entsprechend dem Beschluss des Stadtrates vom 26.07.2018 wurde von der Stadt Erlangen
die Einleitung des Planfeststellungsverfahrens fir den Neubau der Ortsumgehung Eltersdorf
bei der Regierung von Mittelfranken beantragt. Der Erérterungstermin im Zuge des Planfest-
stellungsverfahrens fand am 21.01.2020 in Erlangen statt.

Resultierend aus dem Erdrterungstermin wurden der Stadt Erlangen seitens der Planfeststel-
lungsbehdrde, der Regierung von Mittelfranken, abzuarbeitende Aufgaben, im Wesentlichen zu
den Themen Naturschutz/ Artenschutz, Larmschutz und StraRenplanung auferlegt.
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Vorgeschichte
Beim Erdrterungstermin lehnten der Landesbund fiir Vogelschutz und der Bund Naturschutz

den Neubau der Ortsumgehung Eltersdorf ab und forderten auf Grund Veranderungen der
Rahmenbedingungen (GroRbaustelle DB, neue Methodenstandards) die Erstellung neuer
faunistischer Gutachten. Die bisherigen Gutachten wiirden den tatsachlichen Zustand und den
zu bewertenden Eingriff nichtzutreffend abbilden.

Die dem Verfahren zugrundeliegenden Gutachten sind, insbesondere zum Zeitpunkt der An-
tragstellung, in dem laufenden Verfahren ausdrtcklich formell und inhaltlich nicht anzuzweifeln.
Aufgrund der sich ergebenden Rahmenbedingen, wie z.B. die Uberschreitung des 5-
Jahreszeitraumes bis zur Endentscheidung der Planfeststellungsbehdérde, die mittlerweile zu
berucksichtigende Anderung der methodischen Standards sowie die mogliche Beeinflussung
der Kartierungen durch die benachbarte Grol3baustelle der Deutschen Bahn wurde aus Sicht
der Planfeststellungsbehdrde eine Neukartierung und eine Neubegutachtung empfohlen. Hin-
tergrund ist aus Sicht der Planfeststellungsbehdrde die Rechtssicherheit des Beschlusses im
Kontext von zu erwartenden Rechtsstreitigkeiten.

Die Planfeststellungsbehtrde empfahl deshalb, die Kartierung / Begutachtung auf Basis der
aktuellen Methodenstandards zu wiederholen.

Die Planungsgemeinschaft Schii3ler-Plan / Gauff Ingenieure wurde daraufhin mit der Aktuali-
sierung der faunistischen Kartierungen und der Biotoptypenkartierungen beauftragt.

Ergebnis Neukartierung

Die Neukartierungen erfolgten durch das Blro Anuva aus Nirnberg und zeigten, dass sich im
geplanten Trassenbereich der Ortsumgehung Eltersdorf zwischenzeitlich 75 Vogelarten auf-
hielten, davon 41 Brutvogelarten, darunter eine Kiebitzkolonie mit mehreren Brutpaaren sowie
mehrere Brutpaare der Feldlerche, des Rebhuhns und der Wiesenschafstelze. Damit sind dies
gravierend andere Ergebnisse als bei der Erstkartierung. Eine Ausnahme des in § 44 Bun-
desnaturschutzgesetz geregelten besonderen Artenschutzes darf nach § 45 Absatz 7 Satz 2
Bundesnaturschutzgesetz nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gege-
ben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert. Der
notwendige Ausgleichsbedarf, allein fir die Feldbrtter, wirde laut Gutachten etwa 30 bis 40 ha
umfassen — siehe Anlage 1 (dies entspricht etwa 40 bis 55 FuRRballfeldern).

Die Gutachter stellten eine sehr hohe Population artenschutzrechtlich besonders geschiitzter
Vogelarten im Bereich der geplanten Trasse fest. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass durch
das Vorhaben artenschutzrechtliche Verbotstatbestande erfillt werden wirden und die Vo-
raussetzungen fur die Erteilung artenschutzrechtlicher Ausnahmegenehmigungen teilweise
nicht hinreichend begrindbar seien.

Der erforderliche Ausgleichsbedarf ist daher innerhalb des Suchraumes (ca. 100 ha) nur
schwer umsetzbar. Zur Realisierung des bendétigten Ausgleichs au3erhalb des Suchraumes ist
bei der Hoheren Naturschutzbehotrde eine entsprechende Ausnahmegenehmigung zu bean-
tragen. An diesen erweiterten Suchraum werden seitens der Héheren Naturschutzbehdérde
sehr strenge und zudem auf3erst umfangreiche artenschutzrechtliche Auflagen gestellt. Auf-
grund der fehlenden Enteignungsmaglichkeit fir die Ausgleichsflachen erscheint eine Kom-
pensation des erforderlichen Ausgleichs auch auf3erhalb des Suchraumes als absolut unrealis-
tisch.

Zusatzlich sind neben den Feldbritern noch der Ausgleichsbedarf fir weitere Arten wie Sauge-
tiere, Reptilien, Amphibien etc. zu berticksichtigen.

Nach Einschatzung der Hoheren Naturschutzbehdrde (Regierung von Mittelfranken) wird die
Realisierung der geplanten Trasse aufgrund des erheblichen Eingriffs als auf3erst kritisch be-
wertet.

Nach Abstimmung mit der H6heren Naturschutzbehérde und dem Staatlichen Bauamt Nirn-
berg sind grundsétzlich drei Mdglichkeiten fir das weitere Vorgehen denkbar.
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Mdoglichkeit 1 — Fortfihrung des Planfeststellungsverfahrens mit der Vorzugsvariante

Die Vorzugsvariante ist lediglich dann realisierbar, wenn die auszugleichenden Flachen von
Uber 40ha im Suchraum von rd. 100ha mdglich waren oder falls keine zumutbaren Alternativen
fur die verkehrliche Entlastung von Eltersdorf vorhanden waren, eine artenschutzrechtliche
Ausnahmegenehmigung mdglich und gleichzeitig die Flachen in einem erweiterten Suchraum
ausgeglichen werden kénnten.

Die erforderlichen Ausgleichflachen mussen differenzierte Anforderungen erftllen und zudem
besteht ein sehr hoher Flachenbedarf. Daher wird von allen Beteiligten die Realisierung des
faunistischen Ausgleiches innerhalb des Suchraumes als nicht umsetzbar erachtet. Die Bean-
tragung der Ausnahmegenehmigung und die Beschaffung der Ausgleichsflachen auRerhalb
des Suchraumes hat aufgrund der fehlenden Rechtsgrundlage fir ein etwaiges Enteignungs-
verfahren kaum Aussicht auf Erfolg.

Aufgrund der Berticksichtigung der naturschutzfachlichen Belange und des damit verbundenen
immensen Ausgleichsbedarfes, allein fir die Fauna, wird die Fortfihrung des Planfeststel-
lungsverfahrens mit der Vorzugsvariante als wenig realistisch angesehen.

Moglichkeit 2 — Ausarbeiten weiterer Alternativ-Trassen im Bereich zwischen Bahnlinie und
BAB A3

Im Zuge der Variantenuntersuchung wurden insgesamt sieben Varianten entwickelt, von denen
vier die erforderlichen Entwurfsparameter erfillten und daher néher betrachtet und gegenei-
nander abgewogen wurden. Neben der Vorzugsvariante mit einer bahnparallelen Trassierung
wurden auch weiter dstlich verlaufende Trassenvarianten untersucht. So verlauft z.B. die da-
malige Variante 5 in 2 grof3en Bégen etwa mittig zwischen der Bahnlinie und der Autobahn
BAB A3 (siehe Anlage 2). Diese Variante wurde im Jahr 2015 verworfen, da sie die Landschaft
bzw. das Landschaftsschutzgebiet in erheblichem Umfang durchschneidet und entsprechende
negative Auswirkungen auf die Umweltvertraglichkeit hat. Hinzu kommt, dass im unmittelbaren
Umfeld landwirtschaftliche Betriebe anséassig sind, die sich dann in direkter Nachbarschaft zur
Trasse befanden.

Basierend auf den Ergebnissen der damaligen Variantenbewertung und der herausgearbeite-
ten bahnnahen Trasse sind andere Varianten im Inneren des Gebietes kaum positiv abzubil-
den.

Zur Ausarbeitung weiterer Alternativ-Trassen im Bereich zwischen der Bahnlinie und der BAB
A3 missten samtliche Planungsleistungen ab Leistungsphase (Lph) 2 (Voruntersuchung mit
Variantenabwégung) mit anschlielender Entwurfsplanung (Lph 3) sowie Genehmigungspla-
nung (Lph 4) erneut durchgefihrt werden. Dies gilt auch fiir die faunistische Kartierung, die
ebenfalls auf den gesamten Trassensuchraum erweitert werden miisste.

Gegen diese erneute Variantenuntersuchung sprechen zahlreiche Unwégbarkeiten, die eine
vertragliche Trassenplanung, analog Méglichkeit 1, wenig realistisch erscheinen lassen. Dar-
Uber hinaus ist diese Mdglichkeit mit erheblichen Planungskosten verbunden.

Moglichkeit 3 — StraRenrechtliche Umstufung des Strallennetzes ohne Bau der Ortsumgehung
Eltersdorf mit gleichzeitigen und dann maglichen verkehrslenkenden MalRnahmen.

Bislang konnten verkehrslenkende Maf3nahmen in der Ortsdurchfahrt Eltersdorf nicht ange-
dacht werden, da Ortsdurchfahrten von Staatsstraf3en grundséatzlich eine schnelle und leis-
tungsfahige Abwicklung des Verkehrs sicherstellen missen und verkehrseinschrankende
Malnahmen dementsprechend nicht zuldssig sind. Um die daftir notwendige Abstufung der
Ortsdurchfahrt von Eltersdorf erreichen zu kénnen, war es bislang vorgesehen, die Staatsstra-
Re auf die geplante Ortsumgehung zu verlegen.

In den bisherigen Gesprachen mit dem Staatlichen Bauamt Niirnberg hat sich ergeben, dass
es grundsatzlich vorstellbar ware, die Staatsstral3e unter Einbeziehung der BAB A73 unmittel-
bar an die A73 anzubinden und somit die Ortsdurchfahrt von Eltersdorf abzustufen. Ein ver-
gleichendes Konzept wurde vor wenigen Jahren im Erlanger Norden bereits erfolgreich umge-
setzt.

Mit einer Abstufung zur GemeindestralRe hatte die Stadt Erlangen erstmalig den Handlungs-
spielraum verschiedene verkehrslenkende MalRhahmen umzusetzen und somit den vorhande-
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nen Verkehr in der Ortsdurchfahrt zu reduzieren und teilweise auf die BAB A73 zu verlagern.
Dies ist mittlerweile mdglich, da mit dem Ausbau des Autobahnkreuzes AK Firth/Erlangen eine
leistungsfahige Verknipfung vorhanden ist und ein derartiges Konzept, also die Einbeziehung
des Bundesfernstralennetzes, im Erlanger Norden bereits erfolgreich umgesetzt wurde.

Im Rahmen eines Verkehrsgutachtens wurde ermittelt, dass durch geeignete straf3enrechtliche
Umstufungen des vorhandenen Straf3ennetzes in Verbindung mit begleitenden verkehrslen-
kenden und/oder baulichen Mal3nahmen (z.B. Umgestaltung am Egidienplatz, Umbau des
Knotenpunktes zur Anschluss-Stelle Eltersdorf oder Einbau einer Pfortneranlage LSA) das
Verkehrsaufkommen im Ortskern von Eltersdorf um etwa 15 bis 20% reduziert werden kdnnte.
Wirksam werden diese MaRnahmen vor allem bei einer Gesamtbetrachtung des Streckenab-
schnittes von der Anschluss-Stelle Eltersdorf bis zum Herzogenauracher Damm.

Hierbei soll die aus Richtung Stiden kommende Staatsstral3e St 2242 stidlich von Eltersdorf
Uber die ER 5 an der Anschluss-Stelle Erlangen-Eltersdorf auf die BAB A 73 geflihrt werden.
Die Eltersdorfer und Further StralRe sollen zur Gemeindestrafl3e abgestuft werden (siehe Anla-
ge 3), blieben aber weiterhin eine Hauptverkehrsstral3e 2. Ordnung sowie Umleitungsroute der
Autobahn.

Die Moglichkeit der Umstufung wurde mit dem Staatlichen Bauamt Nirnberg bereits vorabge-
stimmt und wére aus Sicht des Staatlichen Bauamtes durchaus vorstellbar. Eine abschliel3en-
de Aussage ist aber erst moglich, wenn dies auf der Grundlage einer formellen Anfrage durch
das zustéandige Ministerium gepruft wirde.

Unabhéngig von einer mdglichen Abstufung der Staatsstral3e sind zur Aufwertung der Wein-
stralRe entsprechende MalRhahmen wie ein mdgliches Durchfahrverbot fir LKW — ausgenom-
men Anlieger landwirtschaftlicher Verkehr frei — westlich der Kreuzung Langenaustral3e / Son-
nenstral3e mit Herstellung Nahversorgungszentrum und ErschlieBungsstraf3e / Minikreisverkehr
oder Tempo 30 in der Weinstral3e zwischen Egidienplatz und Langenaustraf3e bzw. S-Bahnhof
vorzubereiten.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

In einem ersten Schritt wird die Verwaltung in Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Bauamt
Nurnberg und der Regierung von Mittelfranken ein Umstufungskonzept abstimmen und ausar-
beiten.

Das abgestimmte Umstufungskonzept und die Bestatigung des Ministeriums zur Umsetzbarkeit
werden dem Stadtrat erneut zur abschlieBenden Beschlussfassung vorgelegt.

Das Planfeststellungsverfahren zur Ortsumgehung Eltersdorf ruht wahrenddessen.
Mit dem Beschluss zur Beantragung der Umstufung wird dann der Umgang mit dem ruhenden
Planfeststellungsverfahren und die derzeitige Sonderbaulastvereinbarung beraten und ein ent-

sprechender Beschluss gefasst.

4. Klimaschutz:

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz:

] ja, positiv*
] ja, negativ*
L] nein
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Wenn ja, negativ:
Bestehen alternative Handlungsoptionen?

[] ja*

[] nein*

*Erlauterungen dazu sind in der Begrindung aufzufihren.

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begriindung zu formulieren.

5. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht bendtigt
] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen: Anlage 1: Lageplan Kartierergebnisse mit Grof3e Ausgleichsflachen

Anlage 2: Ubersicht Varianten
Anlage 3: Skizze Umstufungskonzept
Anlage 4: Gutachten zur Fauna und Biotopen Erfassung 2020 und 2021 (nur digital)

Abstimmung

Beratung im Gremium: Bauausschuss / Werkausschuss fir den Entwésserungsbetrieb am
10.05.2022

Protokollvermerk:

Herr Pfeil stellt das geplante Projekt in einer Prasentation vor.

Herr Stadtrat Kittel stellt den Antrag, diesen Tagesordnungspunkt lediglich als Einbringung zu be-
handeln und bittet die Verwaltung, diese Prasentation auch den Fraktionen zukommen zu lassen
und in den Stadtrat zu geben.

Diesem Antrag wird einstimmig entsprochen.

Ergebnis/Beschluss:
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

Thurek Leng
Vorsitzender Schriftfihrerin
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Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
17.05.2022

Protokollvermerk:
Die Verwaltung halt einen Vortrag.

Es wird vorgeschlagen, Herrn Lang vom Ortsbeirat Eltersdorf Rederecht einzuraumen. Hiertiber
besteht Einvernehmen. Der Ortsbeirat stellt seinen Standpunkt dar.

Es wird vorgeschlagen, Frau Kruger von der Blrgerinitiative ,Rettet das Hasig"“ Rederecht einzu-
raumen. Hiertuber besteht Einvernehmen. Die Blrgerinitiative stellt ihren Standpunkt dar.

Herr Beirat Rieckeherr stellt den Antrag, den Antragstext wie folgt zu ergénzen:

LZiel der Verwaltung ist die Reduzierung des Autoverkehrs auf der Eltersdorfer Stralle um die im
Zwischenbericht zum Fahrplan Klima-Aufbruch Erlangen (ifeu-Institut 2022) angegebenen Pro-
zentsétze zur Erreichung des Erlanger 1,5°C-Ziels (minus 50% bis 2023, minus 75% bis 2028).°
Dieser Antrag wird mit 4:6 Stimmen im UVPB und mit 1:13 Stimmen im UVPA abgelehnt.

Frau Stadtratin Dr. Clarner fragt an, wie die Reduzierungen fur die Ost-West-Verbindung vorge-
nommen werden kdnnen und der Schwerlastverkehr effizient aus dem Ortskern herausgenommen
werden kann.

AulRerdem fragt Frau Stadtrétin Dr. Clarner an, ob die in der Priifung betrachteten Auswirkungen
auf der Weinstral3e (z. B. durch Durchfahrtsverbote fiir LKWSs) Ergebnis der Prifung sind.

Die Verwaltung antwortet, dass durch Mal3nahmen eine Reduzierung von ca. 15-20% des Durch-
gangsverkehrs (Einschatzung eines Gutachtens) erreicht werden kénnen.

Ergebnis/Beschluss:
Die Ergebnisse der Neukartierung werden zur Kenntnis genommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Bauamt Nurnberg und der
Regierung von Mittelfranken ein Umstufungskonzept zur Abstufung der Ortsdurchfahrt Eltersdorf
und Anpassung des vorhandenen Staatsstralien Netzes in diesem Bereich auszuarbeiten.

Das abgestimmte Konzept wird vor der Beantragung der Umstufung erneut zur Beschlussfassung
vorgelegt.

Die Verwaltung wird weiterhin beauftragt, die von einer méglichen Umstufung unabhéngigen ver-
kehrsberuhigenden MalRhahmen vorzubereiten und die sich aus einer mdglichen Abstufung der
bisherigen StaatsstralRen Ortsdurchfahrt ergebenden zusatzlichen Moglichkeiten weiter zu unter-
suchen.

mit 14 gegen 0 Stimmen

Dr. Janik Gensler
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat am 17.05.2022

Protokollvermerk:
Die Verwaltung hélt einen Vortrag.

Es wird vorgeschlagen, Herrn Lang vom Ortsbeirat Eltersdorf Rederecht einzuraumen. Hiertber
besteht Einvernehmen. Der Ortsbeirat stellt seinen Standpunkt dar.
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Es wird vorgeschlagen, Frau Kruger von der Bilrgerinitiative ,Rettet das Hasig“ Rederecht einzu-
raumen. Hierliber besteht Einvernehmen. Die Burgerinitiative stellt inren Standpunkt dar.

Herr Beirat Rieckeherr stellt den Antrag, den Antragstext wie folgt zu erganzen:

LZiel der Verwaltung ist die Reduzierung des Autoverkehrs auf der Eltersdorfer Strale um die im
Zwischenbericht zum Fahrplan Klima-Aufbruch Erlangen (ifeu-Institut 2022) angegebenen Pro-
zentsétze zur Erreichung des Erlanger 1,5°C-Ziels (minus 50% bis 2023, minus 75% bis 2028).°
Dieser Antrag wird mit 4:6 Stimmen im UVPB und mit 1:13 Stimmen im UVPA abgelehnt.

Frau Stadtratin Dr. Clarner fragt an, wie die Reduzierungen fur die Ost-West-Verbindung vorge-
nommen werden kdnnen und der Schwerlastverkehr effizient aus dem Ortskern herausgenommen
werden kann.

AulRerdem fragt Frau Stadtréatin Dr. Clarner an, ob die in der Prifung betrachteten Auswirkungen
auf der WeinstralRe (z. B. durch Durchfahrtsverbote fir LKWSs) Ergebnis der Prifung sind.

Die Verwaltung antwortet, dass durch Mal3nahmen eine Reduzierung von ca. 15-20% des Durch-
gangsverkehrs (Einschatzung eines Gutachtens) erreicht werden kdnnen.

Ergebnis/Beschluss:
Die Ergebnisse der Neukartierung werden zur Kenntnis genommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Bauamt Ntirnberg und der
Regierung von Mittelfranken ein Umstufungskonzept zur Abstufung der Ortsdurchfahrt Eltersdorf
und Anpassung des vorhandenen Staatsstralien Netzes in diesem Bereich auszuarbeiten.

Das abgestimmte Konzept wird vor der Beantragung der Umstufung erneut zur Beschlussfassung
vorgelegt.

Die Verwaltung wird weiterhin beauftragt, die von einer méglichen Umstufung unabhéangigen ver-
kehrsberuhigenden MalRhahmen vorzubereiten und die sich aus einer mdglichen Abstufung der
bisherigen Staatsstra3en Ortsdurchfahrt ergebenden zusatzlichen Moglichkeiten weiter zu unter-
suchen.

mit 10 gegen 0 Stimmen

Dr. Janik Gensler
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

Seite 7von 7



	OStatus
	Zuständig
	Typ
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Text48
	Anlage
	Gremium
	Datum
	Wortprotokoll
	Text
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß

